
Die Presse - 19/04/2021 Seite : A013

Copyright � 2021 Die Presse 19/04/2021
April 19, 2021 9:17 am (GMT -2:00)  

Verkleinert auf 73% (Anpassung auf Papiergr��e)

Betrunkene
müssen gerade
heimgehen
Mann büßte nach Arbeit Un-
fallversicherungsschutz ein.

Wien. Ein tragisches Ende nahm
ein Feierabend in der Arbeit für
einen Dachdecker und Zimme-
rer in Oberösterreich. Nachdem
er auf den Geburtstag eines Ar-
beitskollegen angestoßen hatte,
wurde er auf dem Heimweg bei
Dunkelheit im Bereich eines
Schutzwegs niedergefahren und
schwer verletzt. Ob dann auch
noch die Allgemeine Unfallver-
sicherungsanstalt zu Recht die
Anerkennung als Arbeitsunfall
verweigerte, musste nun der
Obersten Gerichtshof (OGH)
prüfen.

Die Mitarbeiter hatten sich
nach Dienstschluss spätnach-
mittags im Sozialraum zum
Umtrunk versammelt. Der spä-
tere Kläger, der noch Stunden
danach 1,6 Promille im Blut
hatte, wollte dann wie gewohnt
mit einem Bus nach Hause fah-
ren. Als er den aus der Ferne
bereits abfahren sah, entschied
er sich für eine andere Busver-
bindung. Die weiter entfernte
Haltestelle steuerte er aber
nicht direkt an; vielmehr über-
querte er aus nicht nachvoll-
ziehbaren Gründen mehrmals
die Bundesstraße. Beim vierten
Mal, mehr als eine halbe Stun-
de, nachdem er bei der Station
hätte eintreffen können und nur
noch auf den Bus hätte warten
müssen, geschah das Unglück.

Wegen seiner schweren
Verletzung wollte der Mann
eine Versehrtenrente bekom-
men. Die AUVA lehnte jedoch
ab, und auch das Oberlandesge-
richt Linz entschied abschlägig.
Auch der OGH (10 ObS 8/21f)
hält nun fest, dass zwar weder
die etwa einstündige Feier noch
die Wahl eines anderen, im We-
sentlichen gleichwertigen Heim-
wegs den Zusammenhang mit
der versicherten Beschäftigung
auflöse. In diesem Fall aber
habe der Mann wesentlich län-
ger als nötig zum Bus gebraucht
und überdies die bereits er-
reichte Haltestelle nochmals
verlassen. Es bestand daher
kein Unfallversicherungsschutz,
der Mann bekommt keine Ver-
sehrtenrente. (kom)
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Mit Virus und ohne Maske im Parlament: Gefängnisstrafe droht
Gastbeitrag. Die Hausordnung des Parlaments sieht zwar keine Sanktionen für Maskenverweigerer vor; es bleibt aber das Strafrecht zu beachten.

VON OLIVER PLÖCKINGER

Linz. Die Hausordnung für die Par-
lamentsgebäude 2006 wurde am
7. April 2021 um folgende Bestim-
mung ergänzt: „In geschlossenen
Räumen ist eine Atemschutzmaske
der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Mas-
ke) ohne Ausatemventil oder eine
Maske mit mindestens gleichwer-
tig genormtem Standard zu tra-
gen.“ Dessen ungeachtet verwei-
gerten in der Sitzung des National-
rats am 9. April Mitglieder einer
Parlamentsfraktion das Tragen von
FFP2-Masken demonstrativ.

Sanktionen blieben aus. Nach
der Hausordnung sind solche
schlicht nicht vorgesehen. Die
Hausordnung gibt allerdings eben-
so wie die Schutzmaßnahmen der
Covid-Gesetzgebung einen straf-

rechtlich relevanten Sorgfaltsmaß-
stab vor.

Bestehen sohin unter Umstän-
den andere Möglichkeiten, um ein
derartiges in der derzeitigen Pan-
demie unangebrachtes Verhalten –
das Verweigern des Tragens einer
FFP2-Maske – zu sanktionieren?

Fahrlässige Gefährdung
Zu denken wäre dabei an den Tat-
bestand der fahrlässigen Gefähr-
dung von Menschen durch über-
tragbare Krankheiten (§ 179 Straf-
gesetzbuch – StGB). Demnach ist
mit Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder mit Geldstrafe bis zu
720 Tagessätzen zu bestrafen, wer
fahrlässig eine Handlung begeht,
die geeignet ist, die Gefahr der
Verbreitung einer übertragbaren
Krankheit unter Menschen herbei-

zuführen, wenn die Krankheit ih-
rer Art nach zu den wenn auch nur
beschränkt anzeige- oder melde-
pflichtigen Krankheiten gehört.
Dogmatisch gesehen zählt § 179
StGB zu den sogenannten abstrak-
ten (potenziellen) Gefährdungsde-
likten. Für eine Strafbarkeit genügt
daher der Nachweis einer bloß ge-
danklichen (theoretischen, ab-
strakten) Möglichkeit, dass durch
das inkriminierte Verhalten – in
unserem Fall das objektiv sorg-
faltswidrige und damit fahrlässige
Nichttragen einer FFP2-Maske –
die Verbreitung von Covid-19 her-
beigeführt werden kann. Dass das
Gegenüber in weiterer Folge tat-
sächlich an Covid-19 erkrankt, ist
für die Erfüllung dieses Tatbestan-
des indes nicht erforderlich. Eine
„bloße“ Gefährdung ist ausrei-

chend. Aufgrund der hohen Infek-
tiosität des Coronavirus, nicht zu-
letzt auch seiner zahlreichen Mu-
tationen, wird durch das Nichttra-
gen eines Mund-Nasen-Schutzes
insbesondere in geschlossenen
Räumlichkeiten eine solche Gefahr
regelmäßig geschaffen. Reduzie-
ren bzw. beseitigen ließe sich diese
Gefahr wohl nur dann, wenn man
stets strikt auf die Einhaltung eines
Mindestabstandes von (derzeit)
zwei Metern zu seinem Gegenüber
achtet. Ein Unterfangen, welches
sich im täglichen Leben jedoch
kaum umsetzen lässt.

Mindestabstand hilft
Selbstverständlich gelten alle diese
Überlegungen nur für den Fall,
dass man das Coronavirus tatsäch-
lich in sich trägt, davon aber keine

Kenntnis hat. Lässt sich also nach-
weisen, dass jemand ungeachtet
seiner Covid-19-Infektion bei Be-
gegnungen mit anderen – entge-
gen der Hausordnung des Parla-
ments oder entgegen den Covid-
Schutzgesetzen – keinen Mund-
Nasen-Schutz getragen und auch
den erforderlichen Mindestab-
stand nicht eingehalten hat, so ver-
mag dies mit hoher Wahrschein-
lichkeit eine Strafbarkeit wegen zu-
mindest fahrlässiger Tatbegehung
zu begründen.

Vielleicht kann dies so man-
chenMaskengegner zu einemUm-
denken bewegen. Die Bilder von
überlasteten Intensivstationen ver-
mögen dies offensichtlich nicht.

Priv.-Doz. Dr. Oliver Plöckinger, LL.M. ist
Partner bei SCWP Schindhelm.

Zweifel an Zufallsfunden als Ziel
Interview. Gabriele Aicher ist die neue Rechtsschutzbeauftragte der Justiz. Im „Presse“-Gespräch
zeigt sie sich skeptisch zur Praxis der Staatsanwaltschaft bei der Sicherstellung von Handys.

VON BENEDIKT KOMMENDA

Wien. Ein feierlicher Amtsantritt
sieht anders aus. Von der Öffent-
lichkeit völlig unbeachtet, hat Ga-
briele Aicher am 1. April die Posi-
tion der Rechtsschutzbeauftragten
der Justiz übernommen. Sie übt
damit eine wichtige Funktion im
Interesse der Rechtsstaatlichkeit
von Strafprozessen aus; bei man-
chen Entwicklungen der jüngsten
Zeit – Stichwort Sicherstellung von
Handys und Zufallsfunde der
Staatsanwaltschaft – kommen Ai-
cher da im Gespräch mit der
„Presse“ erhebliche Zweifel.

Zwei Aufgaben stehen im Mit-
telpunkt der Rechtsschutzbeauf-
tragten. Zum einen nimmt sie stell-
vertretend die Rechte von Ver-
dächtigen wahr, gegen die geheime
Ermittlungen laufen. Weil die Be-
troffenen von einer Observation,
einem Lauschangriff oder – im Be-
reich der Suchtgiftkriminalität –
von Scheinkäufen durch verdeckte
Ermittler zunächst keine Ahnung
haben, prüft die Rechtsschutzbe-
auftragte, ob die rechtlichen Vor-
gaben eingehalten werden. So wer-
den Rechte der Beschuldigten ge-
wahrt, wohingegen der zweite gro-
ße Aufgabenbereich umgekehrt
verhindern soll, dass Verdächtige
zu leicht davonkommen.

Gegen vorschnelle Einstellung
Die Rechtsschutzbeauftragte hat
nämlich auch zu prüfen, ob be-
stimmte Strafverfahren vorschnell
eingestellt wurden. Das betrifft
Fälle, für die ein Schöffengericht
zuständig ist und in denen es kein
Individuum als Opfer gibt oder in
denen ein solches nicht bekannt
ist. „Der überwiegende Teil der Ar-
beit betrifft die Überprüfung von
Einstellungen“, sagt Aicher. Im
ersten Quartal gab es 500 solche
Fälle, nur 20 Mal wurden besonde-
re Ermittlungen geprüft.

Bei den Einstellungen geht es
meist um Verstöße gegen das Ver-
botsgesetz (weil z. B. jemand Bil-
der mit NS-Inhalten im Internet
teilt) und um Amtsmissbrauch. Ai-
cher würde es begrüßen, wenn sie
auch die Einstellung von Verfah-
ren wegen Verhetzung hinterfra-
gen und bei Bedarf einen Fortfüh-

rungsantrag stellen könnte; das ist
derzeit aber nicht möglich, weil
Verhetzung nicht in die Zuständig-
keit von Schöffengerichten fällt.

Davon abgesehen kann die
Rechtsschutzbeauftragte aktiv wer-
den, wenn die Kriminalpolizei
oder die Staatsanwaltschaft
Zwangsmaßnahmen gesetzwidrig
vornimmt: Dann kann Aicher bei
der Generalprokuratur anregen,
beim Obersten Gerichtshof eine
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wah-
rung des Gesetzes einzulegen. Ist
die neuerdings verbreitete Sicher-
stellung von Handys, die dann
möglicherweise mit Rückgriff auf
Speicher in der „Cloud“ ausgiebig
und auch auf der Suche nach Zu-

fallsfunden ausgewertet werden,
ein Kandidat für diese Befugnis?
Aicher: „Diese Fragen werden si-
cher im Beschwerdeweg an die
Oberlandesgerichte herangetragen
werden, sodass sie à la longue
wohl auch vom Obersten Gerichts-
hof beantwortet werden können.
Sie haben aber recht, eine mög-
lichst baldige Klarstellung eben
durch den OGH wäre wünschens-
wert, sodass man sich fragen kann,
inwieweit sich die Rechtsschutzbe-
auftragte einbringen kann.“

Experten vergleichen die am
Handy gespeicherten Daten mit
der Vorratsdatenspeicherung, die
vom Verfassungsgerichtshof als
Verstoß gegen das Recht auf Pri-

vatleben aufgehoben wurde. Unter
diesem Aspekt zeigt Aicher gewis-
ses Verständnis für das viel kriti-
sierte Vorhaben, dass Unterlagen
und Datenträger von Behörden
künftig nur noch im Wege der
Amtshilfe an die Strafverfolgungs-
behörden kommen sollen (außer
die Ermittlungen richten sich ge-
gen den Behördenleiter). Aicher
plädiert dafür, besonders schwere
Grundrechtseingriffe auch im Ver-
hältnis zum möglichen Ermitt-
lungserfolg zu sehen. „Wenn man
immer nur auf Zufallsfunde – also
solche, die mit dem Tatverdacht,
auf welchem die Durchsuchung
fußt, nichts zu tun haben – abstellt,
wird das Ergebnis sicher schwä-
cher sein“, sagt Aicher. „Aber dür-
fen wir überhaupt von vornherein
nur auf Zufallsfunde abzielen?“

BVT-Verdacht nicht erhärtet
Im Gefolge der umstrittenen BVT-
Hausdurchsuchung etwa seien
letztlich nur Zufallsfunde schla-
gend geworden, während die pri-
märe Verdachtslage sich auf Basis
einer längst bekannten anonymen
Anzeige nicht habe stützen lassen.

Aichers Expertise im Straf- und
Strafprozessrecht wird in der Fach-
welt geschätzt. Sie war Erste Gene-
ralanwältin in der Generalprokura-
tur, ehe sie heuer 63-jährig vorzei-
tig in den Ruhestand getreten ist.
Ihre Laufbahn bis zur Staatsan-
waltschaft nahm bemerkenswerte
Wendungen: Sie hatte als Assisten-
tin an der Uni Wien im Römischen
Recht begonnen, absolvierte dann
eine Anwaltsausbildung und arbei-
tete anschließend in der Finanz-
prokuratur. Erst mit 37 Jahren
wechselte sie zur Justiz und wurde
Richteramtsanwärterin. Nach der
Richteramtsprüfung wurde Aicher
Staatsanwältin. „Nach drei Tagen
habe ich gesehen: Die Staatsan-
waltschaft ist mein Leben!“

Aicher wurde auf Vorschlag
von VfGH-Präsident Christoph
Grabenwarter von Justizministerin
Alma Zadić für drei Jahre bestellt.
Ihr Vorgänger, Gottfried Strasser,
hat nach insgesamt 60 Jahren im
Dienste der Justiz seine sechste
Amtsperiode als Rechtsschutzbe-
auftragter um ein halbes Jahr ver-
früht beendet.

Gabriele Aicher überprüft neuerdings geheime Ermittlungsmaßnahmen. [ Clemens Fabry ]


